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Liebe Leserin, lieber Leser,  

seit geraumer Zeit versucht die Rechte in 

Deutschland und darüber hinaus die Men-

schen wieder populistisch nicht nur in Sachen 

Migration zu verunsichern. Zahlen und Fak-

ten geben dieses Gefühl allerdings derzeit 

nicht her. Es geht dabei um den Globalen 

Pakt für eine  sichere und geordnete Migrati-

on der UN, der am 10./11. Dezember in 

Marrakesch  beschlossen werden soll. 

Ziel ist es, dass die Weltgemeinschaft mitei-

nander definiert, wie man mit Menschen um-

geht, die ihr Land verlassenöals politische 

Absichtserklärung. 

Kein Vertrag, kein Gesetz: deshalb braucht es 

auch keine Ratifizierung im Bundestag und 

daher erwachsen daraus auch keine Rechts-

ansprüche für Migranten. 

Viele der Vereinbarungen liegen weit unter 

dem deutschen Standard. Dennoch gilt, dass 

auch Migranten Rechte haben, dass sie Zu-

gang zu Gesundheitsversorgung etc. bekom-

men.  

Die Standards in der Welt sind unterschied-

lich, das ist auch der Grund, warum so viele 

Menschen nach Europa und nach Deutsch-

land drängen. Deshalb ist es gerade in unse-
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rem Interesse, wenn auch in vielen anderen Teilen 

der Welt den Migranten gewisse Grundstandards 

geboten werden.  

Den Entwurf dazu haben  bis auf die USA alle Staa-

ten der Welt beschlossen (auch Österreich, Polen, 

Israel oder Ungarn). Am Donnerstag, 19. April ha-

ben wir darüber erstmals im Bundestag öffentlich 

debattiertöübrigens zur besten Sendezeit.  

Leider lassen sich weltweit viele Menschen und 

auch Parteien durch Falschbehauptungen verunsi-

chern, obwohl es dazu keinen Grund gibt. Ein gu-

tes Faktenpapier des künftigen Vizepräsidenten 

des Bundesverfassungsgerichtes  und Kollegen Dr. 

Stephan Harbarth finden Sie hier 

Ihr Michael Donth 

http://www.michael-donth.de
https://michael-donth.de/wp-content/uploads/2018/11/Rundschreiben-GCM.cleaned.pdf
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I. Die politische Lage in 

Deutschland 

In dieser Woche beschließt der Deutsche Bundestag 

den Bundeshaushalt 2019. Wir sind damit - nach 

dem erst im Sommer verabschiedeten Haushalt 

2018 - wieder im ganz normalen Haushaltsverfah-

ren. Unser besonderer Dank gilt unseren Haushalts-

politikern, die dies mit viel Einsatz möglich gemacht 

haben.  

Der Bundeshaushalt 2019 bedeutet einen weiteren 

Schritt zur Stärkung unseres Landes. Wir investieren 

in zentrale Zukunftsbereiche wie Verkehrsinfra-

struktur, Digitalisierung und Künstliche Intelligenz. 

Die Sicherheit ist und bleibt unser Thema: Für die 

innere Sicherheit schaffen wir tausende neue Stel-

len bei Bundespolizei, BKA und Zoll. Der Verteidi-

gungsetat wächst um fast 5 Milliarden gegenüber 

2018, damit unsere Soldaten gut ausgerüstet im 

Einsatz sind. Den Zusammenhalt in unserer Gesell-

schaft stärken wir durch Investitionen in digitale 

Bildung, Kinderbetreuung und Wohnen. Familien 

werden spürbar entlastet durch die Erhöhung des 

Kindergeldes und durch die Möglichkeit, Baukinder-

geld zu beantragen.  

Insgesamt belaufen sich die Ausgaben des Bundes 

im Jahr 2019 auf 356,4 Milliarden Euro. Bereits seit 

2014 kommt der Bundeshaushalt ohne neue Schul-

den aus. 2019 wird erstmals seit 2002 wieder das 

Maastricht-Kriterium von maximal 60 Prozent Ge-

samtverschuldung eingehalten. Wir werden auch in 

Zukunft darauf achten, dass die finanzielle Solidität 

und Berechenbarkeit  - gerade auch unter einem 

SPD-Finanzministeröein Markenzeichen der Union 

bleibt. Wir denken nicht zuerst an neue Sozialausga-

ben, sondern zu allererst ans Erwirtschaften. Jeder 

Euro, der ausgegeben wird, muss erst verdient wer-

den. Dann können wir überlegen, wie wir am besten 

in die Zukunft unseres Landes investieren und den 

Schwachen helfen. 

 

II. Die Woche im Parlament 

Zweite Beratung des Gesetzes über die Feststel-

lung des Bundeshaushaltsplans für das Haushalts-

jahr 2019 (Haushaltsgesetz 2019). Das Haushalts-

gesetz 2019 enthält die Einzelpläne aller Verfas-

sungsorgane sowie aller Bundesministerien. Letzte-

re werden im Folgenden näher dargestellt. Mit der 

2. Lesung des Haushaltsgesetzes beginnt am Diens-

tag die Haushaltswoche. 

Bundesministerium der Finanzen. In diesem Jahr 

wird insbesondere der wichti-

ge Bereich der Zollverwaltung 

mit 775 zusätzlichen Stellen 

ausgestattet. Ziel ist es, per-

sonell gestärkt nicht nur ge-

gen Umgehungen des Min-

destlohns und Geldwäsche 

vorgehen zu können, sondern auch bei Kontrollen 

Haushalt 2019 mit klarem Akzent 

für Zukunft, Sicherheit und Zu-

sammenhalt 
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an internationalen See- und Flughäfen besser aufge-

stellt zu sein. Insgesamt steigen die Ausgaben im 

Bereich des Einzelplans 08 auf knapp 7,2 Mrd. Euro. 

Bundesministerium für Verkehr und digitale Inf-

rastruktur. Der Haushaltsausschuss erhöhte den 

Einzelplan 12 um fast 282 Millio-

nen Euro im Vergleich zum Re-

gierungsentwurf auf insgesamt 

knapp 29,3 Milliarden Euro. Die 

zusätzlichen Mittel sind für Infra-

struktur, Mobilität und Vernet-

zung bestimmt. Insbesondere beschloss der Aus-

schuss Mittel in Höhe von 330 Millionen Euro, um 

an 118 Bahnhöfen für Barrierefreiheit zu sorgen. 

Auch für den Bereich automatisiertes und vernetz-

tes Fahren werden ab 2019 zusätzliche Mittel in 

dreistelliger Millionenhöhe zur Verfügung stehen. 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 

nukleare Sicherheit. Der Haushaltsausschuss hat 

eine Aufstockung des Einzel-

plans 16 um rund 20 Millio-

nen Euro auf knapp 2,3 Milli-

arden Euro beschlossen. Ge-

fördert werden künftig bei-

spielsweise kommunale Mo-

dellvorhaben zur Umsetzung der ökologischen 

Nachhaltigkeitsziele in Strukturwandelregionen. 

Investiert wird auch in ein neues Programm gegen 

die Vermüllung der Meere, mit dem entsprechende 

Technologie exportiert werden soll. 

Bundeskanzleramt. Die Debatte des Einzelplans 04 

wird als politische Generaldebatte geführt. Die Koa-

lition hat den Ausgaberahmen gegenüber dem Re-

gierungsentwurf um knapp 145 Millionen Euro auf 

rund 3,2 Milliarden Euro an-

gehoben. Der Einzelplan ent-

hält auch das Budget der 

Bundesbeauftragten für Kul-

tur und Medien. Dieser steigt 

auf das Rekordniveau von 1,9 

Milliarden Euro. Verantwortlich dafür ist beispiels-

weise ein neues Denkmalschutz-Sonderprogramm 

in Höhe von 40 Millionen Euro und zusätzliche Mit-

tel und Fördermöglichkeiten für die Filmförderung. 

Bundesministerium für Gesundheit. Der Einzelplan 

15 erhöht sich aufgrund des par-

lamentarischen Verfahrens ge-

genüber dem Regierungsentwurf 

um knapp 35 Millionen Euro auf 

15,3 Milliarden Euro. Insbesonde-

re für Modellprojekte zur teleme-

dizinischen Anwendung werden bis zum Jahr 2022 

insgesamt 23 Mio. Euro eingeplant.  

Bundesministerium für Ernährung und Landwirt-

schaft. Der Haushaltsausschuss erhöht den Regie-

rungsentwurf um rund 78 Millio-

nen Euro auf über 6,3 Milliarden 

Euro. Dies ist vor allem Ergebnis 

aus Maßnahmen zur Steigerung 

des Tierwohls und der Berück-

sichtigung von Dürrehilfen für 

die Forstwirtschaft, die vergleichbar zur Landwirt-

schaft von besonderen Trockenperioden in diesem 

Jahr betroffen sind. 

Auswärtiges Amt. Der Haushaltsausschuss stellt im 

Einzelplan 05 zusätzlich rund 252 Millionen Euro zur 

Verfügung. Der Etat wächst damit auf rund 5,8 Mrd. 

Euro. Dies folgt vor allem aus Mittelaufwüchsen in 
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den Bereichen humanitäre Hilfe 

und Krisenprävention. Aber auch 

das Goethe-Institut und die Ale-

xander von Humboldt-Stiftung 

erhalten zusätzliche Finanzmit-

tel.  

Bundesministerium der Verteidigung. Die Koaliti-

on hat im parlamentarischen 

Verfahren beschlossen, den 

Ausgabenrahmen des Einzel-

plans 14 weiter anzuheben. 

Dem Ressort sollen im kommen-

den Jahr 43,2 Milliarden Euro 

zur Verfügung stehen, im Regie-

rungsentwurf waren 42,9 Milliarden Euro vorgese-

hen. Gegenüber dem Soll von 2018 steigt der Etat 

damit sogar um 4,7 Milliarden Euro (+ 12,2 Prozent). 

Diese zusätzlichen Mittel dienen insbesondere der 

Entwicklung eines Luftverteidigungssystems, der 

Beschaffung eines U-Boots und der Beschaffung 

eines Mehrzweckkampfschiffs. Deutschland wird 

damit seiner gewachsenen internationalen Verant-

wortung gerecht. 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-

menarbeit und Entwicklung. Der Einzelplan 23 soll 

laut Beschlussempfehlung des 

Haushaltsausschusses im kom-

menden Jahr 10,2 Milliarden Eu-

ro betragen. Damit steigt er ge-

genüber dem Regierungsentwurf 

um 520 Millionen Euro. Dieser 

Ausgabenanstieg ergibt sich vor 

allem aus jeweils zusätzlich 100 Millionen Euro für 

Krisenbewältigung und für die finanzielle Zusam-

menarbeit, aber auch aus höheren Beiträgen an die 

Vereinten Nationen und ihre Sonderorganisationen, 

einem Fonds zur Bekämpfung von AIDS, Tuberkulo-

se sowie Malaria und einer Sonderinitiative 

ćX~¨uz§¨¥¦suzw¡ tw}¼ £xw¡÷@ 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Hei-

mat. Nach den Beschlüssen des Haushaltsausschus-

ses wird der Etat des Einzel-

plans 06 im Jahr 2019 mit 15,8 

Milliarden Euro um rund 786 

Millionen Euro höher ausfal-

len als noch im Regierungs-

entwurf. Die Mehrausgaben 

kommen insbesondere der 

Bundespolizei und dem Bun-

deskriminalamt zu Gute. Darüber hinaus werden 

jeweils 100 Millionen Euro für die Beschaffung von 

Fahrzeugen für die Bereitschaftspolizeien der Län-

der und für den Bevölkerungsschutz, insbesondere 

für die freiwilligen Feuerwehren, zur Verfügung ge-

stellt. Aber auch die Bürgerinnen und Bürger profi-

tieren direkt von dem höheren Etat des Einzelplans 

BH@ e¢ ª{¥v vs¦ b¥¢y¥s   ć]¥{ {¡s~£¥¼©w¡§{¢¡ 

v¨¥uz W{¡t¥¨uz¦uz¨§­÷ s¨x vw  z¢zw¡ `{©ws¨ vw¦ 

\sz¥w¦ DBCJ x¢¥§ywxÑz¥§ ¨¡v w{¡w S££ ćV{w b¢~{­w{ 

ªs¥¡§÷ w¡§ª{u}w~§> ¨  ~w{uz§ Ñtw¥ v{w ¡w¨w¦§w¡ _s?

schen von Betrügern zu informieren. Ebenso stehen 

mehr Mittel für die Städtebauförderung und den 

sozialen Wohnungsbau zur Verfügung. 

Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-

cherschutz. Die Koalition hat im parlamentarischen 

Verfahren den Ausgabenrahmen des Einzelplans 07 
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um knapp 19 Millionen Euro 

auf fast 900 Millionen Euro 

angehoben. Im Wesentlichen 

¦uz~¼y§ ¦{uz z{w¥ vw¥ ćbs}§ xÑ¥ 

vw¡ dwuz§¦¦§ss§÷ ¡{wvw¥>  {§ 

dem wir den konsequenten 

Rechtsstaat fördern. Konkret 

geht der Bund bei der personellen Stärkung von Ge-

richten und Justizbehörden voran.  

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. 

Der Haushaltsausschuss hat den Regierungsansatz 

um fast 134 Millionen Euro auf knapp 8,2 Milliarden 

Euro aufgestockt. Ziel ist neben zahlreichen Förder-

maßnahmen des Einzelplans 

09 eine Stärkung des For-

schungsstandortes Deutsch-

land. Hier schlagen nicht nur 

insbesondere zusätzliche Mit-

tel in Millionenhöhe zur För-

derung der Künstlichen Intel-

ligenz, sondern auch die 

Gründung von fünf neuen Instituten des Deutschen 

Zentrums für Luft- und Raumfahrttechnik zu Buche. 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend. Die Koalition hat im Haushaltsaus-

schuss den Ausgaberahmen des Einzelplans 17 um 

fast 144 Millionen Euro auf rund 

10,4 Milliarden Euro angehoben. 

Ein Großteil des Aufwuchses 

kommt dem Elterngeld als gewich-

tigste Leistung in diesem Bereich 

zu Gute. Daneben wird aber auch 

beispielsweise der Bundesfreiwilligendienst finanzi-

ell gestärkt und Maßnahmen zur Verbesserung der 

Kinderbetreuung umgesetzt. Zudem werden zusätz-

liche Mittel für die Erhöhung des Kindergeldes um 

10 Euro ab dem 1. Juli 2019 bereitgestellt. 

Bundesministerium für Bildung und Forschung. 

Der Haushaltsausschuss hat 

den Regierungsentwurf des 

Einzelplans 30 um rund 124 

Millionen Euro auf knapp 18,3 

Milliarden Euro angehoben. 

Wesentliche Projekte hierbei 

sind die Gründung einer Agentur für Sprunginnova-

tionen, mit der die Entwicklung von hochinnovati-

ven Ideen zu neuen Technologien, Produkten und 

Dienstleistungen mit deutlich marktveränderndem 

Potenzial gefördert werden sollen. Ebenso werden 

für Fraunhofer-Institute zusätzliche Mittel zur Ver-

fügung gestellt. 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales. Der 

größte Etat fällt in der Ausschussfassung mit knapp 

145,3 um 1,05 Milliarden Euro 

höher aus als im Regierungsent-

wurf. Damit liegt der Ansatz um 

rund 6,1 Milliarden Euro über 

dem Soll 2018 (+ 4,4 Prozent). 

Dieser Aufwuchs ist vor allem auf 

höhere Ausgabeansätze beim Arbeitslosengeld II 

sowie bei der Beteiligung des Bundes an den Leis-

tungen für Unterkunft und Heizung zurückzufüh-

ren. 

Dritte Beratung des Haushaltsgesetzes 2019. In 

einer Schlussdebatte werden die Einzelpläne zusam-

mengefasst und der Deutsche Bundestag verab-

schiedet das Haushaltsgesetz 2019.  
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III.  Daten und Fakten 

 Bis September 2018 lag der Überschuss der Ge-

samtheit der Länder laut einem Bericht des Bundes-

finanzministeriums bei 19,6 Milliarden Euro. Er-

staunlich ist dies vor allem unter Berücksichtigung 

der Planungen der Länder, die von einem Minus von 

3,6 Milliarden Euro ausgingen. Die acht westdeut-

schen Flächenländer haben von Januar bis Septem-

ber 2018 einen Überschuss von 11,1 Milliarden Euro 

erwirtschaftet. Die fünf ostdeutschen Flächenländer 

kamen auf ein Plus von 4,4 Milliarden Euro. Bei den 

drei Stadtstaaten betrug 

der Überschuss 4,2 Milli-

arden Euro. Gleichzeitig 

stieg das Investitionsvo-

lumen der Bundesländer 

um 6,0 Prozent gegen-

über dem Vorjahr an.  

(Quelle: Bundesfinanzmi-

nisterium) 

Zum Ende des 2. Quartals 2018 lagen die Schulden 

der öffentlichen Hand in Deutschland bei insgesamt 

1.934,433 Millionen Euro und damit um 2,3 Prozent 

niedriger als im Vorjahr. Gemeinden, Länder und 

der Bund, aber auch die Sozialversicherung konnten 

dabei den Trend der vergangenen Jahre fortsetzen 

und ihre Verbindlichkeiten reduzieren. Der Bund 

verringerte den Umfang seiner Verschuldung beim 

nicht-öffentlichen Bereich gegenüber dem Vorjahr 

um 1,7 Prozent, die Länder im Schnitt um 3,6 Pro-

zent. Auch die Gemeinden konnten den Stand ihrer 

Verschuldung im Schnitt um 2,9 Prozent gegenüber 

2017 zurückführen. Zwar nehmen einige Länder, 

wie etwa die Freie und Hansestadt Hamburg, Bre-

men aber auch Schleswig-Holstein und Niedersach-

sen in moderater Höhe neue Kredite auf, was im 

Schnitt aber durch eine außerordentliche Tilgungs-

leistung durch Sachsen, Baden-Württemberg und 

Bayern deutlich überdeckt wird. Erfreulich ist, dass 

die Gemeinden bis auf leichte Zunahmen in Baden-

Württemberg und dem Saarland im gesamten Bun-

desgebiet Schulden tilgen konnten.  (Quelle: Statisti-

sches Bundesamt) 

Öffentliche Schulden sinken kon-

tinuierlich  

Ländergesamtheit erzielt Haus-

haltsüberschüsse 


